
S a t z u n g  

Bürgervereinigung Großer Dollen  

Baden-Baden  e.V. 

  

§ 1 

Name, Sitz und Zweck  

1.  Der Verein führt den Namen:  

 „Bürgervereinigung Großer Dollen e.V.“  

2. Der Verein hat seinen Sitz in Baden-Baden und ist im Vereinsregister eingetragen 

3.    Zweck des Vereins ist die Förderung und die Pflege des karnevalistischen bzw. 
fasnachtlichen Brauchtums, Zusammenkunft am Vatertag, Frauentag, 
Seniorentreffen,  St. Martin für die Kinder und gemeinsamer Weihnachtsfeier. Der 
Verein ist politisch und konfessionell neutral. 

3a. Der Vereinszweck wird insbesondere verwirklicht, durch 

- Durchführung von karnevalistischen Brauchtumsveranstaltungen  

- Teilnahme an Karnevalsumzügen. 

-  Durchführung von karnevalistischen Veranstaltungen auch für Kinder und 
Jugendliche. 

-  Aufführung des karnevalistischen Tanzes. 

- Veranstaltungen zur Gemeinschaftspflege  

4.    Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnittes „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der 
Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke.. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des 
Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd 
sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

   

 

§ 2 



Geschäftsjahr  

 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr 

  

 

§ 3 

Mitgliedschaft  

1a.  Die Mitgliedschaft im BV Großer Dollen e.V. können natürlich und juristische 
Personen sowie im Handelsregister eingetragene Firmen auf schriftlichen Antrag 
erwerben. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher 
Aufnahmeantrag, der an den Vorstand gerichtet werden soll. Der Vorstand 
entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Ein Anspruch auf 
Aufnahme besteht nicht.  

1b.  Bei Ablehnung des Antrags ist der Vorstand nicht verpflichtet, dem Antragsteller 
die Gründe mitzuteilen. Gegen die Ablehnung steht dem Bewerber die Berufung 
an die Mitgliederversammlung zu, die binnen eines Monats an den Vorstand zu 
richten ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet endgültig. 

2.   Juristische Personen und Firmen müssen in dem Aufnahmeantrag die natürliche 
Person benennen, die Repräsentant des Antragstellers sein soll. Die Vertretung 
des Repräsentanten ist zulässig.  

3. Bei minderjährigen Personen ist der Aufnahmeantrag von mindestens einem 
Erziehungsberechtigten zu unterschreiben  

 

 

 

§ 4 

Ende der Mitgliedschaft  

1. Die Mitgliedschaft endet: a) durch Austritt 

      b) durch Ausschluss 

      c) durch Tod  

2.    Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem 
vertretungsberechtigten Vorstandsmitglied. Der Austritt kann nur zum Ende eines 
Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von zwei Wochen 
einzuhalten ist.  



3.     Eine Rückzahlung von Beiträgen findet in keinem Fall statt. 

 

 

§ 5 

Ausschließung  

1.  Der Ausschluss eines Mitglieds kann nur aus wichtigem Grund erfolgen 

 Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 

a) ein Mitglied seiner Beitragspflicht nicht nachkommt 

b) wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins 
verletzt, insbesondere, wenn ein die Vereinziele schädigendes Verhalten oder 
die Verletzung satzungsmäßiger Pflichten vorliegt. 

2.  Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Vor dem Ausschluss ist dem 
Mitglied Gelegenheit zu einer Stellungnahme zu dem Ausschlussgrund zu geben. 

3.  Gegen den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die 
Mitgliederversammlung zu, die binnen eines Monats an den Vorstand zu richten 
ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet endgültig. Dem Mitglied bleibt die 
Überprüfung des Ausschlusses durch die ordentlichen Gerichte vorbehalten. Die 
Anrufung des ordentlichen Gerichts hat aufschiebende Wirkung und muss binnen 
eines Monats nach Entscheidung der Mitgliederversammlung erfolgen (materiell-
rechtliche Ausschlussfrist). 

 

 

 

§ 6 

Mitgliedsbeiträge  

Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. Höhe und Fälligkeit der 
Jahresbeiträge werden von der Mitgliederversammlung auf Vorschlag der 
Vorstandschaft festgelegt.  

Mitglieder, die sich besonders um den Verein verdient gemacht haben, können durch 
den Vorstand des Vereins zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Diese Ehrenmitglieder 
sind von der Pflicht zur Zahlung von Mitgliedsbeiträgen befreit.  

  



 

§ 7 

Organe 

Die Organe des Vereins sind 

1. die Mitgliederversammlung 

2. der Vorstand  

§ 8a 

Vorstand  

1.     Der Vorstand setzt sich aus folgenden Mitgliedern zusammen:  

1.       1. Bürgermeister 

2.         2. Bürgermeister 

3.        Kassier 

4.         Schriftführer 

5.   bis zu 6 Beisitzer  

  

  

 Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem 1. und 2. Bürgermeister die 
den Verein jeweils alleine außergerichtlich und gerichtlich vertreten.  

3. Die Amtsdauer der Vorstandschaft beträgt zwei Jahre.  

4.  Die Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf der Amtszeit bis zur 
satzungsmäßigen Neuwahl im Amt. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ende der 
Amtszeit aus, kann der Vorstand für die restliche Zeit der Amtszeit einen 
Nachfolger bestimmen. In der jährlichen Mitgliederversammlung wird abwechselnd 
jeweils die Hälfte der Vorstandsmitglieder – wie folgt – neu gewählt 

 Jahr 1 – 1. Vorsitzende/er (Bürgermeister/in) und Schriftführer/in    

 Jahr 2 – 2. Vorsitzende/er (stellv. Bürgermeister/in) und Kassier/in 

 Es wird jeweils die Hälfte der Beisitzer gewählt 



5. Die Haftung des Vorstands und seinen Mitgliedern für die Amtsführung ist im 
Innenverhältnis gegenüber dem Verein und seinen Mitgliedern auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit beschränkt soweit dies Kraft Gesetz zulässig ist. 

6. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und erledigt alle 
Verwaltungsaufgaben, soweit sie nicht durch die Satzung oder Gesetz einem 
anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 

b) Die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlung. 

c) Die Aufstellung des Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr, Buchführung, 
Erstellung des Jahresberichtes. 

7. Der Vorstand ist ermächtigt, notwendige Satzungsänderungen, die von Aufsichts -, 
Gerichts - und Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, selbst 
vorzunehmen. Der Vorstand hat die Mitglieder über eine geforderte und 
vorgenommene Satzungsänderung alsbald in Textform zu unterrichten. 

8. Die Kassenführung erledigt der Kassier. Er ist berechtigt 

- Zahlungen für den Verein anzunehmen 
- Zahlungen für Vereinszwecke zu leisten 
- Alle Schriftstücke, die Kassengeschäfte betreffen, zu unterzeichnen. 

 

9. Der Kassier fertigt zum Ende des Geschäftsjahres einen Kassenbericht, welcher 
der Mitgliederversammlung zur Kenntnisnahme und Entlastung vorzulegen ist. Der 
Kassenbericht ist durch zwei, von der Versammlung gewählten und zur 
Verschwiegenheit verpflichteter Kassenprüfer, zu prüfen, die einen Prüfbericht 
erstellen und diesen der Versammlung vorlegen. 

  

§ 8b 

Vergütung für Vereinsvorstandstätigkeit 

1. Das Amt des Vereinsvorstands wird grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 

2. Die Mitgliederversammlung kann abweichend von Absatz 1 beschließen, dass 
dem Vorstand für seine Vorstandstätigkeit eine angemessene Vergütung gezahlt 
wird. 

3. Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer 
angemessenen Vergütung (z.B. Dienst- oder Werkleistungen) oder 
Aufwandsentschädigung (z.B. an nebenberufliche Übungsleiter) zu beauftragen. 
Maßgebend ist die Haushaltslage des Vereins. 



4. Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der 
Geschäftsstelle ist der Vorstand ermächtigt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten, hauptamtlich Beschäftigte anzustellen. 

 

 

§ 9 

Mitgliederversammlung  

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben 
gehören insbesondere die Wahl und Abwahl des Vorstands, die Entlastung des 
Vorstands, die Entgegennahme der Berichte des Vorstands, die Wahl der 
Kassenprüfer, die Festsetzung von Beiträgen und deren Fälligkeit, die 
Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, die Beschlussfassung über die 
Auflösung des Vereins, die Entscheidung über die Aufnahme und Ausschluss von 
Mitgliedern in Berufungsfällen sowie weitere Aufgaben soweit sich diese aus 
dieser Satzung oder dem Gesetz ergeben. 

 Mindestens einmal im Jahr jeweils in der ersten Hälfte findet eine  ordentliche 
Mitgliederversammlung statt.  

 Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 
verpflichtet, wenn diese mindestens ein Drittel der Mitglieder schriftlich unter 
Angabe der Gründe verlangen. 

 Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 2 
Wochen in Textform unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt 
mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tage. Das 
Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom 
Mitglied dem Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse gerichtet ist.  

 Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Die Tagesordnung ist zu ergänzen, 
wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine Woche vor dem Termin zur 
Mitgliederversammlung schriftlich beantragt. Die Ergänzung der Tagesordnung ist 
zu Beginn der Mitgliederversammlung vom Versammlungsleiter 
bekanntzumachen. Anträge über die Abwahl des Vorstands, über die Änderung 
der Satzung und über die Auflösung des Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits 
mit der Einladung zur Mitgliederversammlung zugegangen sind, dürfen erst auf der 
nächsten Mitgliederversammlung behandelt werden. 

2a.   Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Bürgermeister, bei dessen Verhinderung 
vom 2. Bürgermeister geleitet, es sei denn, die Mitglieder bestimmen bei Beginn 
der Mitgliedersammlung einen anderen Versammlungsleiter 

2b. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. 



2c. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich 
wahrgenommen werden. Eine Vertretung ist nicht zulässig. 

2d.  Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 
Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer 
Mehrheit von 2/3 der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlossen 
werden. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht. 

3.     Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 
das vom Versammlungsleiter und vom Chef des Protokolls zu unterschreiben ist. 

  

§ 10 

Auflösung  

1.   Bei der Auflösung des Vereines oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 

2.  Das Vermögen des Vereines geht jeweils zu ½ an die Stadt Baden-Baden, die es 
zur Förderung der Jugend verwenden soll und zu ½ an die „Lebenshilfe der Region 
Baden-Baden – Bühl – Achern e.V., Marktstraße 1-3, 77815 Bühl, Amtsgericht Mannheim 

VR 210035“, die es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke zu 
verwenden hat. 

3. Die Auflösung des Vereins verfolgt durch eine Liquidation durch die zum Zeitpunkt 
des Auflösungsbeschlusses amtierenden Vorstandsmitglieder. 

 

 

   

 

§ 11 

Datenschutz im Verein 

 

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 
Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche 
und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet.  
 

2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen 
vorliegen, hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte:  

 
- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO,  



- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO,  
- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO,  
- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO,  
- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO und  
- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO.  

3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist 
es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen 
Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten 
zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das 
Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.   

 
Soweit in dieser Satzung die männliche Sprachform gewählt ist, gilt die weibliche 
Sprachform entsprechend. Alle Ämter stehen Frauen wie Männer gleichermaßen offen. 
 

Diese Satzung wurde auf der Mitgliederversammlung vom ……….. beschlossen. 

 

 

Baden-Baden, 

 

………………………   ……………………… 

1. Vorstand         2. Vorstand 


